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Umweltschutz

Jahresrückblick 2023: Umweltschutz

Die Klimapolitik bildete 2023 einmal mehr den Schwerpunkt im Themenbereich
«Umweltschutz», so wurde im Berichtsjahr in über 60 Prozent der Presseartikel, die der
Thematik «Umweltschutz» gewidmet waren, über die Klimapolitik berichtet.
Im März reichten die Jungen Grünen genügend Unterschriften für das Zustandekommen
der Umweltverantwortungsinitiative ein. Diese Initiative fordert, dass die natürlichen
Lebensgrundlagen durch die wirtschaftlichen Aktivitäten nicht gefährdet werden
dürfen. In einem viel weiter fortgeschrittenen Stadium befand sich hingegen die
Gletscherinitiative: Im Juni nahm die Schweizer Stimmbevölkerung in einem
fakultativen Referendum den indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative an. Das
damit neu geschaffene Bundesgesetz über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und
die Stärkung der Energiesicherheit wurde von zwei Bundesbeschlüssen über die
Förderung neuer Technologien und über ein Programm zum Heizungsersatz ergänzt. Die
Berichterstattung zu Klimafragen verzeichnete im Zusammenhang mit dieser
Abstimmung einen veritablen Peak: Im Mai befassten sich fast 7 Prozent aller
Zeitungsartikel mit dem Klimaschutz (vgl. Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse). Das
Parlament begann sodann im Berichtsjahr auch mit der Beratung der Revision des CO2-
Gesetzes für die Periode 2025–2030, bei welcher es um die Konkretisierung und
Umsetzung der im Klima- und Innovationsgesetz gesteckten Reduktionsziele geht. 
Deutlich weniger stark war die Zeitungsberichterstattung über diesen Themenbereich
2023 verglichen mit der Zeit vor den eidgenössischen Wahlen 2019, sowohl absolut als
auch relativ (vgl. APS-Inserateanalyse zu den eidgenössischen Wahlen 2023). Kurz vor
den eidgenössischen Wahlen 2023 organisierten Umweltschutzorganisationen eine
grosse Klimademonstration in Bern. Bei den Wahlen erzielten die Parteien, die sich
prominent für den Klima- und Umweltschutz einsetzten, jedoch unterschiedliche
Resultate (vgl. Jahresrückblick zu den Parteien): Während die Grünen und die
Grünliberalen herbe Verluste einstecken mussten, vermochte die SP einige Sitze
hinzuzugewinnen. Die Medien machten unter anderem die so genannten Klimakleber
für das schlechte Abschneiden der Grünen mitverantwortlich.

Neben der Klimapolitik fanden auch der Schutz und die Stärkung der Biodiversität 2023
einige Beachtung. National- und Ständerat wurden sich dabei jedoch über den
richtigen Weg nicht einig: Während die grosse Kammer einen indirekten
Gegenvorschlag zur Biodiversitätsinitiative ausarbeiten wollte, trat der Ständerat in der
Wintersession endgültig nicht auf diesen ein. Die kleine Kammer präferierte stattdessen
den Weg über ein Postulat, mit dem der Vollzug im Bereich des Biodiversitätsschutzes
mit den bestehenden rechtlichen Grundlagen verbessert werden soll. Hingegen hiess
das Parlament eine Motion sowie ein Postulat gegen langlebige Chemikalien (PFAS) gut.
Auch im Bereich des Naturschutzes kann die Volksinitiative «Für eine Einschränkung
von Feuerwerk» angesiedelt werden. Diese will Verkauf und Verwendung von
lärmerzeugendem Feuerwerk generell verbieten und kam im Dezember offiziell
zustande.

Schliesslich beschäftigte auch die Kreislaufwirtschaft die Schweizer Politik im Jahr
2023. Anfang März erschien ein umfangreicher Bericht zum Abfallmanagement und
Recycling in der Schweiz in Erfüllung von sechs Postulaten. Dieser wollte nicht nur das
Rezyklieren verbessern, sondern auch die Vermeidung, Teilung, Wiederverwendung
oder Reparation von Abfällen fördern. Im Bericht wurde jedoch darauf verzichtet,
konkrete Massnahmen zu fordern, da beide Parlamentskammern im Berichtsjahr auch
die umfassende Revision des Umweltschutzgesetzes erstmals berieten: Der Entwurf der
UREK-NR wollte die Schonung der natürlichen Ressourcen und die Stärkung der
Kreislaufwirtschaft als Grundsätze im USG verankern. Gleichzeitig wurden eine gewisse
Liberalisierung bei der Sammlung von Kunststoffabfällen, mögliche Anforderungen an
das Design von Produkten und Verpackungen sowie die Förderung des
ressourcenschonenden Bauens diskutiert. 1
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1) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse vom 12.10.23; APS-Zeitungsanalse 2023 – Umweltschutz
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